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Von Andreas Landwehr
und Ansgar Haase

pitzenvertreter der EU
haben China unter
Androhung von Kon-
sequenzen davor ge-

warnt, Russlands Angriffs-
krieg gegen die Ukraine zu
unterstützen. Bei einem per
Videokonferenz organisier-
ten Gipfeltreffen prallten
am Freitag die Gegensätze
mit der chinesischen Füh-
rung frontal aufeinander.

Chinas Staats- und Partei-
chef Xi Jinping lehnte es ge-
genüber EU-Kommissions-
präsidentin Ursula von der
Leyen und Ratspräsident
Charles Michel ab, die chi-
nesische Rückendeckung
für Russland aufzugeben,
und schob sogar den Euro-
päern noch die Schuld an
dem Konflikt zu. Er warnte
davor, „Öl ins Feuer zu gie-
ßen und die Spannungen
anzuheizen“.

„Die Grundursache der
Ukraine-Krise sind die regio-
nalen Sicherheitsspannun-
gen in Europa, die sich über
Jahre aufgebaut haben“,
sagte Xi Jinping den EU-Spit-
zen. „In diesem Zeitalter
sollten globale Sicherheits-
rahmen nicht mehr auf ei-
ner Mentalität des Kalten
Krieges aufgebaut sein.“ Er
bedauere zutiefst, dass die
Lage in der Ukraine sich so
entwickelt habe. Xi Jinping
forderte mit Blick auf Russ-
land zugleich, dass die „legi-
timen Sicherheitsinteres-
sen“ aller Parteien berück-
sichtigt werden müssten.

Xi Jinping sorgt sich auch
um Chinas Wirtschaftsinte-

S
ressen in der Welt. Der regi-
onale Konflikt dürfe sich
nicht ausweiten, sagte er.
Die Welt dürfe nicht „als
Geisel gehalten“ werden
und normale Menschen dar-
unter leiden. Das globale
Wirtschaftssystem dürfe
nicht „beliebig gestört“ oder
„als Waffe“ eingesetzt wer-
den, kritisierte Xi Jinping
die westlichen Sanktionen
gegen Russland und warnte
vor einer „ernsten Krise“.

Xi versucht zu spalten
„Freimütig“ sei es zugegan-
gen, hieß es aus dem Au-
ßenministerium, eine diplo-
matische Umschreibung für
ein Streitgespräch. So hat-
ten von der Leyen und Mi-
chel deutliche Worte gefun-
den, als sie China vor einer
Unterstützung Russlands
warnten. „Kein europäi-
scher Bürger würde es ver-
stehen, wenn es irgendeine
Unterstützung für Russ-
lands Fähigkeit geben wür-
de, Krieg zu führen“, sagte
die Kommissionspräsidentin
nach den Gesprächen. „Das
würde China hier in Europa
einen großen Reputations-
schaden zufügen.“ Das Land
trage auch als ständiges Mit-
glied im UN-Sicherheitsrat
eine besondere Verantwor-
tung.

Indirekt drohte von der
Leyen China auch Konse-
quenzen für die engen Wirt-
schaftsbeziehungen an: „Es
ist klar, dass der russische
Einmarsch in die Ukraine
nicht nur ein entscheiden-
der Moment für unseren
Kontinent, sondern auch für

unser Verhältnis zum Rest
der Welt ist.“ EU-Ratspräsi-
dent Michel sagte: „Wir ha-
ben China aufgefordert, ei-
nen Beitrag zum Ende des
Krieges in der Ukraine zu
leisten.“ China könne den
Völkerrechtsverstoß Russ-
lands nicht ignorieren.

Dagegen unternahm Xi
Jinping vielmehr noch den
Versuch, Europäer und
Amerikaner zu spalten,
nachdem sie der Ukraine-
Krieg noch weiter zusam-
mengeschweißt hatte. Nach
seinem Willen sollte sich
die Europäische Union in ih-
rer China-Politik einem Ein-
f luss der USA entziehen:
China hoffe, dass die euro-
päische Seite „eine unab-
hängige Wahrnehmung von
China hat und eine unab-
hängige Politik gegenüber
China verfolgt“, sagte Xi Jin-
ping.

Dass China nicht von sei-
ner Rückendeckung für
Russland abrückt, war diese
Woche schon beim Besuch
von Russlands Außenminis-
ter Sergej Lawrow klar er-
kennbar. Da wurde die
„grenzenlose“ Freundschaft
mit Russland beschworen.
Die Beziehungen entwickel-
ten sich in „die richtige
Richtung“. Beide widersetz-
ten sich der „Hegemonie“
der USA.

Vielleicht gerade wegen
der massiven Differenzen
begrüßte Ratspräsident Mi-
chel, dass der Videogipfel
„eine zeitgemäße und not-
wendige Gelegenheit für Di-
alog“ sei. Der EU ging es vor
allem darum, deutlich zu
machen, dass der Krieg
nicht nur den Blick Europas
auf die Beziehungen zu
Russland, sondern auch auf
die mit anderen Ländern
verändern dürfte. Demnach
könnten auch die engen
Wirtschaftsbeziehungen zu
China infrage gestellt wer-
den, sollte sich Peking nicht
deutlicher von Russland dis-
tanzieren.

Die Hoffnung der EU ist
dabei, dass die Führung in
Peking sich der Bedeutung
der EU als Wirtschaftspart-
ner bewusst ist. So wurden
2021 zwischen China und
den 27 EU-Staaten Waren
im Wert von rund 700 Milli-
arden Euro gehandelt – die
EU war damit mit Abstand
der wichtigste Handelspart-
ner Chinas. Russland taucht
in der Liste der zehn wich-
tigsten Handelspartner Chi-
nas nicht einmal auf.

Verhärtete Fronten
BRÜSSEL/PEKING. Die Gräben zwischen der EU und China sind in den vergangenen

Monaten ständig tiefer geworden. Jetzt kommt noch der Ukraine-Krieg dazu.
Können die engen Wirtschaftsbeziehungen weiterlaufen wie bisher?

EU-Ratspräsident
Charles Michel

» Wir haben China
aufgefordert, ei-
nen Beitrag zum
Ende des Krieges
in der Ukraine zu

leisten. «

Berlin. Von russischen Pan-
zern auf deutsche Straßen:
Das Z-Symbol als Unterstüt-
zung für den russischen
Krieg in der Ukraine ist
auch in Deutschland bereits
vereinzelt aufgetaucht.
Mehrere Bundesländer be-
richten von Fällen, in denen
das Z-Symbol zum Beispiel
als Graffiti auf Autos oder
Mauern entdeckt wurde. In
Nordrhein-Westfalen wur-
den fünf Wochen nach der
russischen Invasion bereits
22 Fälle im Zusammenhang
mit dem Z-Symbol erfasst,
wie das Innenministerium
mitteilte. Mehrere Bundes-
länder, darunter NRW, ha-
ben strafrechtliche Konse-
quenzen für die Verwen-
dung des Symbols angekün-
digt. dpa

Z-Symbol mehrfach
in NRW entdeckt

Neu Delhi. Russlands Außen-
minister Sergej Lawrow hat
bei seinem ersten Besuch in
Indien seit Beginn des Ukra-
ine-Kriegs die neutrale Hal-
tung Indiens gelobt. Die in-
dische Außenpolitik sei un-
abhängig und habe legitime
eigene Interessen, sagte er.
Lawrow betonte auch das
Interesse an intensiven Han-
delsbeziehungen: Russland
werde Indien alle Güter lie-
fern, die es kaufen möchte.
Indien will unter anderem
seinen Import russischen
Öls ausbauen und hat seit
Kriegsbeginn bereits mehre-
re Millionen Barrel gekauft.
Indien trägt westliche Sank-
tionen nicht mit und ent-
hält sich bei Resolutionen
im UN-Sicherheitsrat. dpa

Russland lobt Indiens
neutrale Haltung

Berlin. Die Bundesregierung
hat einer Lieferung von
Schützenpanzern aus Tsche-
chien in die Ukraine zuge-
stimmt. Dabei handelt es
sich um 58 Schützenpanzer,
die aus Beständen der Natio-
nalen Volksarmee der DDR
stammen, wie die „Welt“ am
Freitag berichtete. Ein Spre-
cher des Verteidigungsmi-
nisteriums bestätigte eine
entsprechende Genehmi-
gung. Die Panzerkampfwa-
gen Typ PbV-501 (früher
BMP-1) gehörten zur Stan-
dardausrüstung der Armeen
des Warschauer Paktes. Die
Lieferung werde aber nicht
sofort erfolgen, weil die
Schützenpanzer zuvor noch
instandgesetzt werden müs-
sen, hieß es. dpa

Panzerlieferung
genehmigt

Prag. In einem ungewöhnli-
chen Schritt hat das tsche-
chische Außenministerium
russische Diplomaten aufge-
rufen, aus Protest gegen den
Ukraine-Krieg ihre Ämter
niederzulegen. „Bitte verlas-
sen Sie dieses sinkende
Schiff“, hieß es in einem
auf Russisch und Tsche-
chisch veröffentlichten Ap-
pell. Die Diplomaten wur-
den aufgefordert, den „Kreis
der Komplizen“ verlassen.
Andernfalls müssten sie mit
ernsten Folgen rechnen,
warnte das Außenministeri-
um in Prag: „Russland wird
für seine Verantwortung für
die apokalyptische Zerstö-
rung eines souveränen
Nachbarstaats zur Rechen-
schaft gezogen werden.“ dpa

Diplomaten zum
Rücktritt aufgerufen

Von Benedikt von Imhoff
Kiew. Die Kämpfe in der
Ukraine gehen ungeachtet
der von Russland angekün-
digten militärischen Dees-
kalation in der sechsten Wo-
che mit unverminderter
Härte weiter. Die Verteidi-
ger melden dabei Erfolge:
Russische Einheiten hätten
an keiner Stelle Geländege-
winne verzeichnen können.

Ukrainische Truppen er-
oberten nach eigenen Anga-
ben in den vergangenen Ta-
gen elf Siedlungen im süd-
ukrainischen Gebiet Cher-
son zurück. Beim Vor-
marsch im Norden der Regi-
on sei ihnen auch schwere
russische Militärtechnik in
die Hände gefallen, darun-
ter Panzer vom Typ T-64. In
der Region seien zudem 29
Siedlungen wieder über-
nommen worden – es han-
dele sich um Gebiete, aus

denen Russland einige sei-
ner Truppen abgezogen ha-
be.

Die militärisch bislang ge-
scheiterten Angreifer schei-
nen sich, wie von Moskau
angekündigt, aus dem Ge-
biet der Metropole Kiew
komplett zurückzuziehen.
Im Nordosten hielten die
russische Blockade und der

Beschuss der Städte Tscher-
nihiw und Charkiw an, teil-
te der Generalstab mit. Die
Angaben können nicht un-
abhängig überprüft werden.

Der ukrainische Präsident
Wolodymyr Selenskyj räum-
te auch Probleme an ande-
ren Fronten ein. „Die Situa-
tion im Süden und im Don-
bass bleibt äußerst schwie-

rig“, sagte der Staatschef.
Russland will nach Ansicht
des ukrainischen General-
stabs die militärische Prä-
senz in der Ost- und Süduk-
raine aufrechterhalten.

Es gebe Versuche, eine
Verwaltung in den besetz-
ten Regionen der Gebiete
Donezk, Luhansk, Sapo-
rischschja und Cherson auf-
zubauen, teilte der General-
stab in der Nacht mit.

Selenskyj entzog zwei Ge-
nerälen ihren Titel, dem
früheren Chef der Haupt-
verwaltung für innere Si-
cherheit, Andrij Naumow,
sowie dem Ex-SBU-Chef für
das Gebiet Cherson, Serhej
Kryworutschko. „Jetzt habe
ich keine Zeit, mich um all
die Verräter zu kümmern.
Aber nach und nach werden
sie alle bestraft“, sagte Se-
lenskyj in einer Videobot-
schaft.

Gebiete und russische Panzer erobert
Ukraine meldet Erfolge, aber die schweren Kämpfe gehen weiter. Präsident Selenskyj
geht gegen „Verräter“ in eigenen Reihen vor und entzieht zwei Generälen ihren Titel.

Ein Junge steht in den Überresten eines zerstörten Panzers,
der auf einer Fahrbahn in Kiew liegt. FOTO DPA/AP

Von Ulrich Breulmann
Kiew. Mehr als 400 Men-
schen will die Csilla-von
Boeselager-Stiftung noch in
dieser Woche aus Kiew vor
dem Krieg in Sicherheit
bringen. Es ist ein neues
Projekt der Stiftung, mit der
unser Verlag eine Hilfsakti-
on für die Ukraine ins Leben
gerufen hat.

„Es geht um schwangere
Frauen, Behinderte, kranke
Kinder, um geschwächte
Menschen“, berichtet Ra-
phael von Ho-
ensbroech, In-
tendant und
Geschäftsfüh-
rer des Kon-
zerthauses
Dortmund und
zugleich Vorsit-
zender der Stif-
tung. Er war
jetzt vor Ort in
der Ukraine
und hat sich
ein eigenes Bild
von der Lage
gemacht.

Neben dieser neuen Akti-
on betreibt die Stiftung wei-
terhin ihre zum Teil seit 20
Jahren laufenden drei Hilfs-
projekte in der Ukraine, be-
richtet von Hoensbroech
und erzählt von Saporischja,
der Stadt, die durch das
größte Atomkraftwerk des
Landes bekannt geworden
ist. Dort habe die Armenkü-
che schon vor dem Krieg
300 bis 400 Menschen am
Tag versorgt. Jetzt kämen
die vielen Flüchtlinge aus
Mariupol hinzu.

Die Lage sei schon extrem
schwierig, sagt von Hoens-

broech. „Sie können ja nicht
einfach in einen Super-
markt gehen und da die
Dinge kaufen, die Sie brau-
chen“, erzählt er. „Da müs-
sen Sie dann bei den Händ-
lern am Straßenrand ir-
gendwie das Nötigste zu-
sammenklauben. Der Preis
ist dann schon egal.“

Angst und Verzweiflung
habe er bei seinem Besuch
in der Ukraine immer wie-
der erlebt. Das Leid der
Menschen sei einfach uner-

messlich.
Aber es habe
ihn auch ext-
rem beein-
druckt, wie mu-
tig und selbstlos
manche Men-
schen seien. Er
erzählt von ei-
nem Ehepaar –
er Arzt, sie Mit-
arbeiterin einer
Nicht-Regie-
rungs-Organisa-
tion. Das habe

ihre beiden Kinder zu einer
Familie nach Dortmund ge-
bracht und den Eltern dort
das Sorgerecht übertragen.
Dann seien sie zurück in die
Ukraine gefahren. „Wir kön-
nen nicht anders, als dort-
zubleiben und zu helfen“,
hätten sie gesagt.

Auch die Boeselager Stif-
tung wird vor Ort bleiben
und die Menschen unter-
stützen. Dass sie das kann,
dazu trage auch die gemein-
same Hilfsaktion mit unse-
rem Verlag bei, die von Ho-
ensbroech als „wunderbar“
lobt. Inzwischen seien mehr
als 300.000 Euro von über
1800 Einzelspenden einge-
zahlt worden. Und er habe
vor Ort gesehen und könne
versichern, dass das Geld
wirklich ankomme. „Und
letztlich hilft es uns allen,
wenn wir das Gefühl haben,
etwas tun zu können“, sagt
von Hoensbroech.

Stiftung rettet
Hunderte hilflose

Menschen aus Kiew
Für die Hilfsaktion mit unserem Verlag

wurden mehr als 300.000 Euro gespendet.

Raphael von Hoensbroech
machte sich in der Ukraine
ein Bild von der Lage der
Menschen. FOTO BREULMANN,
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Spendenkonto: Csilla von
Boeselager Stiftung Osteuro-
pahilfe, Sparkasse Arns-
berg-Sundern, Stichwort: Le-
serspende, IBAN:
DE41 4665 0005 0000 0333 32

#UKRAINE –
WIR HELFEN.

Berlin. Die neuen russischen
Vorgaben zur Bezahlung
von Gaslieferungen an EU-
Länder sorgen weiter für
Rätselraten. Die Bundesre-
gierung werde das vom rus-
sischen Präsidenten Wladi-
mir Putin unterzeichnete
Dekret „gründlich prüfen“
und bewerten, sagte eine
Sprecherin des Bundeswirt-
schaftsministeriums am
Freitag. Die meisten mit rus-
sischen Firmen abgeschlos-
senen Gaslieferverträge sä-
hen Zahlungen in Euro oder
Dollar vor – dies sei aus
Sicht der Bundesregierung
„die Grundlage“ der Ver-
tragsbeziehungen.

Putin hatte am Donners-
tag ein Dekret unterzeich-
net, wonach für Gasliefe-
rungen in EU-Länder ab die-
sem Freitag Rubel-Konten
bei der russischen Gaz-
prom-Bank notwendig sind.

Am Freitag gab es einen
weiteren überraschenden
Schritt von Russland. Der
Staatskonzern Gazprom
trennt sich von seiner deut-
schen Tochter Gazprom
Germania. Welche Folgen
das für die Gasversorgung
in Deutschland hat, war zu-
nächst völlig offen, von Gaz-
prom Germania gab es kei-
ne Stellungnahme.

Auch nach der verfügten
Umstellung liefert Russland
eigenen Angaben zufolge
den Rohstoff weiter in gro-
ßem Umfang für den Tran-
sit durch die Ukraine nach
Europa. Am Freitag würden
108,4 Millionen Kubikmeter
Gas durch das Leitungssys-
tem gepumpt, sagte der
Sprecher des Energieriesen
Gazprom, Sergej Kuprija-
now. Das entspricht fast der
vertraglich möglichen maxi-
malen Auslastung. AFP/dpa

Bundesregierung will
Putins Dekret prüfen

Gazprom gibt deutsche Tochter auf.


